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Der Weg zu den Prozessen
 

Ein Corpus Delicti: Bild von der Kundgebung zum Jahrestag der Berufsverbote am 28. Januar 
2012 in Frankfurt am Main. Dass Silvia Gingold dort eine Rede gehalten hat (»Thema unerheb­
lich«), wird ihr vorgeworfen, weil sie sich von »Iinksextremistischen« Teilnehmern und Mitveran­
staltern »nicht distanziert« habe. Das Bild wurde vom Verfassungsschutz von der Webseite der 
Berufsverbotsgegner genommen und der Akte Silvia Gingold hinzugefügt. Bild: Norbert Birkwald 

»Im Namen des Volkes«
 

Als Silvia Gingold 2012 bei der Nachfrage nach dem 
Verbleib der Daten, die im Zusammenhang mit ihrem 
Berufsverbotsverfahren offensichtlich in den Jahren 
1974 bis 1977 über sie gesammelt wurden, vom hes­
sischen Landesamt fur Verfassungsschutz erfuhr,' 
dass seit 2009 wiederum Daten über sie gesammelt~ 

und gespeichert würden, verlangte sie Auskunft überi 
Anlass, Umfang und Verbleib dieser Daten, über 
die Berechtigung der Datenerhebung, sowie die Lö-: 
schung der Daten und die Einstellung der geheim-I 
dienstlichen Beobachtung. 

Als das Verfassungsschutzamt alles dies verwei­
gerte, erhob Silvia Gingold beim Verwaltungsgericht 
entsprechende Klage. Das fuhrte schließlich zu einer 
ersten Verhandlung im Januar 2017 vor dem Verwal­
tungsgericht Wiesbaden, dem Sitz des Verfassungs­
schutzamtes. Das Wiesbadener Gericht wies die Kla­
ge ab, verwies jedoch einen wesentlichen Teil des 
Verfahrens an das Verwaltungsgericht Kassel, dem 
Wohnsitz der Klägerin. So kam es am 19. September 
in Kassel zur Verhandlung und zu dem jetzigen Ur­
~I. ~~ 

»Der Beklagte trägt vor . .. . 
lägen tatsächliche Anhat:; Fa~e der KJagerm 
linksextremistische Bestr~bun e vor, dass sie 

ungen verfolge. « 

Zitate aus dem Urteil im Verfahren Silvia Gingold gegen das Land Hessen (Az: 4 K 641/13.KS) 

Silvia Gingold wird »Aktivität für die WN-BdA« vorgeworfen. 
Dabei wird insbesondere auf »eine Lesereise zusammen mit einem 
Funktionär der WN-BdA im Oktober 20111 zu WN-BdA-Veranstal­
tungen in Bayern (Bamberg, Hof, Regensburg, Freising, Würzburg)« 
hingewiesen. »Grund der Speicherung sei hier gerade nicht die Tatsa­
che, dass die Klägerin aus der Biographie ihres Vaters gelesen habe 

bzw. bei einer entsprechenden Lesung zugegen gewesen sei, sondern 
dass dies im konkreten Fall ihre Aktivität für die WN-BdA belege.« 

Unter »Entscheidungsgründe« für die Abweisung der Klage führt das 
Gericht u.a. an, »dass sie (die Klägerin) am 28.01.2012 eine Rede zum 

Thema »40 Jahre Berufsverbote in der BundesrepublikDeutschland« 
im Rahmen einer Demonstration unter dem Motto )Staatliche Unterstüt­

zung für Nazis beenden - Verfassungsschutz auflösen< gehalten hat« 

»Die Demonstration am 28.01.2012 sei von dogmatischen und 
undogmatischen linksextremistischen Gruppierungen durchge­
führt worden. Die Klägerin habe durch ihre Teilnahme deren Po­
sitionen unterstützt. Das Thema ihres Vortrages sei unerheblich, 
weil sie sich nicht von diesen Gruppierungen distanziert habe.« 

Schließlich erklärt das Gericht in dem schriftlichen Urteil:
 
»Die streitbefangenen Dateneinträge hat das Landesamt für
 

Verfassungsschutz vor dem Hintergrund einer aus behördlicher
 
Sicht hinreichend dokumentierten Einbindung der Klägerin in
 
linksextremistische Kreise und Betätigung innerhalb dieser
 

Szene vorgenommen. 
Linksextremismus steht im Allgemeinen als Sammelbegriff 
für verschiedene Strömungen und Ideologien innerhalb der 

politischen Linken, die die parlamentan'sche Demokratie und den 
Kapitalismus ablehnen und durch eine egalitäre Gesellschaft 

ersetzen wollen. 
Anhänger linksextremistischer Gruppen stellen regelmäßig 

zumindest einzelne der verfassungsrechflichen Schutzgüter in 
Frage... Solche Personen richten sich damit gegen Grundbe­

standteile der freiheitlich demokratischen Grundordnung. Teile 
der betreffenden Szene verfolgen ihre Ziele im Übngen auch 

unterAnwendung von Gewalt... 
Vor diesem Hintergrund geht die Kammer davon aus, dass die 
Mitgliedschaft in einer linksextremistischen Gruppierung oder 

linksextremistische Aktivitäten von Einzelpersonen grundsätzlich 
als Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grund­
ordnung.. . anzusehen sind und die hieran anknüpfende Samm­
lung von Informationen und personenbezogenen Daten sowie 
deren Speicherung für verfassungsschutzrechfliche Zwecke
 

rechtfertigen können«.
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Der bittere Kern des Kasseler Urteils
 
Als hätte der Verfassungsschutz es selbst geschrieben 

Am 19. September 2017 hat das Verwaltungsge­
richt Kassel die Klage von Silvia Gingold gegen 
den hessischen Verfassungsschutz abgewiesen, 
mit der sie die Löschung der über sie gesammel­
ten Daten und die Beendigung der geheimdienst­
lichen Überwachung und Bespitzelung und der 
damit verbundenen Diffamierung als Verfas­
sungsfeind forderte. Am 5. Oktober 2017 lieferte 
das Gericht die schriftliche Begründung des Ur­
teils. Wir dokumentieren in diesem Spezial da­
raus diese Auszüge: 

Über mehrere Seiten hinweg übernimmt das 
Gericht die ebenso dubiosen wie dtunmdreisten 
Behauptungen des Verfassungsschutzamtes - und 
macht sie damit zu einer Grundlage seines Ur­
teils. 

Bei näherer Betrachtung werden erschreckende 
Formulierungen deutlich. Da wird behauptet, die 
VVN-BdA werde »zu Recht vom Verfassungs­
schutz beobachtet, da sie sich dem orthodox-kom­
munistischen Antifaschismus verpflichtet fühle 
und das Ziel der Errichtung einer sozialistischen 
Gesellschaft verfolge«. Das ist ganz und gar er­
funden. Die VVN-BdA ist keine sozialistische 
Organisation und verficht keine sozialistischen 
Ziele, obwohl auch dies nicht verfassungswidrig 
wäre. 

Vor kurzem wurde die These vom »orthodox­
kommunistischen Antifaschismus« vom Verfas­
sungsschutz noch mit dem Text des Schwurs von 
BuchenwaJd begründet. Das hat man nunmehr 
unterlassen, weil man vermutlich gemerkt hat, 
wie sehr sich dieser Angriff gegen den gesamten 
europäischen Antifaschismus richtet. 

Nichtsdestotrotz wird an dem Gespenst vom 
·»orthodox-kommunistischen Antifaschismus« 
festgehalten. Ignoriert wird dabei - vermutlich in 
voller Absicht - die Tatsache, dass es in und für 
die VVN-BdA keine vorgeschriebene verbands­
einheitliche Faschismus-Interpretation und damit 
auch keinen ideologiekonformen Antifaschismus 
gibt. In der VVN-BdA existieren unterschied­
liche Zugänge zum Antifaschismus. 

Genau so wenig entspricht es den Tatsachen, 
dass die VVN-BdA die Demokratie - in welcher 
Prägung auch immer - ablehne. Im Gegenteil, die 
VVN-BdA ist, im Unterschied zu den Praktiken 
des Geheimdienstes VS, eine konsequente und zu­
verlässige Verteidigerin der demokratischen Rech­
te und Freiheiten. Deshalb sind wir entschieden 
gegen Neofaschismus und Rechtsextremismus. 

Und auch für den Vorwurf, die VVN-BdA richte 
sich »gegen das Recht aufBildung und Ausübung 
einer parlamentarischen Opposition« , fällt dem 

Verfassungsschutz nur die Konstruktion ein, das 
sei so, weil wir im Verein mit vielen Antifaschis­
ten fordern »Keine Nazis ins Parlament«, ebenso 
wie wir in Übereinstimmung mit Naziopfern und 
Nazigegnern feststellen, dass »Faschismus kei­
ne Meinung, sondern ein Verbrechen« ist. Wenn 
der Verfassungsschutz daraus konstruiert, das sei 
eine Abl~hnung von Meinungsfreiheit und parla­
mentarischer Opposition, führt das in der Kon­
sequenz zur Befürwortung von Nazi-Hetze und 
dem Einzug von Nazis in die Parlamente. Der 
Geheimdienst Verfassungsschutz als Förderer 
von Neonazis ist allerdings kein neuer Vorwurf. 

Die Diffamierung und Verteufelung der von 
Nazi-Opfern und Widerstandskräften gegründe­
ten Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes 
und ihrer Mitglieder und damit auch ihrer Bünd­
nispartner führt zur Einengung der verfassungs­
mäßigen Rechte und Freiheiten von Antifaschis­
ten. Der amtliche Verfassungsschutz zeigt sich 
damit als Gegner einer Verfassung, die nach 1945 
geschaffen wurde, tun jede Wiederkehr von Fa­
schismus und Nazis zu verhindern. 

Während die VVN-BdA vom Verfassungs­
schutz bislang als »linksextremistisch beein­
flusst« bezeichnet wurde, erfindet der hessische 
Verfassungsschutz nunmehr sogar eine »extre­
mistische Organisation der VVN-BdA/DKP« ­
so wiedergegeben auf Seite 9 des schriftlichen 
Urteils. 

Bezeichnend ist die vom Gericht übernommene 
Auflistung der Teilnahmen an Veranstaltungen 
und Demonstrationen, die die »linksextremisti­
schen Bestrebungen« von Silvia Gingold bewei­
sen sollen. Dazu gehören dann auch eine DGB­
Veranstaltung und die Unterzeichnung eines 
Aufrufs, den 8.Mai zum Gedenktag zu machen. 
Entlarvend ist auch die Feststellung, dass Thema 
und Inhalt eines Vortrags »unerheblich« seien, 
weil sich die Referentin von Teilen des Veranstal­
ter-Bündnisses »nicht distanziert« habe. 

Ebenso sachfremd wird in dem Urteil unter 
»Entscheidungsgründe« angeführt, dass nach 
Auffassung des Gerichts »Teile der li~extre­
mistischen Szene ihre Ziele im Übrigen auch 
unter Anwendung von Gewalt« verfolgen wür­
den. Nirgendwo wird Silvia Gingold eine »An­
wendung von Gewalt« unterstellt. Was also soll 
der Hinweis auf »Gewaltanwendung« in diesem 
Urteil? Es verstärkt den Eindruck eines sachfrem­
den und tendenziösen Urteils, so als hätte der 
Verfassungsschutz es selbst geschrieben Dieses 
Urteil wird hoffentlich keinen Bestand haben. 

Pe/er C. Wal/her 

Im Kasseler Urteil niedergelegte 
Positionen wie die, dass wer den 
Kapitalismus ablehne, zum »linksex­
tremismus« gehöre, stehen ebenfalls 
im Widerspruch zur Verfassung. 
Das Grundgesetz schreibt, wie das 
Bundesverfassungsgericht längst be­
stätigt hat, keine Wirtschaftsordnung 
vor. Sie sollte allerdings die demo­
kratischen und sozialen Vorschriften 
der Verfassung erfüllen, was bei 
wesentlichen Teilen der bestehenden 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung 
nicht der Fall ist. 
Auch dass eine »egalitäre Gesell­
schaft«, wie sie z.B. zu den erklärten 
Grundsätzen der bürgerlichen franzö­
sischen Revolution gehört, »linksex­
tremistisch« sein soll, kennzeichnet 
das Denken derjenigen, die so etwas 
verkünden. 
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